
Hundesteuersatzung des 

Fleckens Bruchhausen-

Vilsen 

Aufgrund der §§ 10, 58 Abs. 1 
Nr. 5 und 111 des Niedersäch-
sischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) in 
der Fassung der Bekanntma-
chung vom 17.12.2010 
(Nds.GVBl. S. 576), zuletzt 
geändert durch Art. 10 des 
Gesetzes vom 17.11.2011 
(Nds.GVBl. S. 422) und der 
§§ 1, 2, 3 und 11 des Nieder-
sächsischen Kommunalabga-
bengesetzes (NKAG) in der 
Fassung vom 23.01.2007 
(Nds.GVBl. S. 41), zuletzt 
geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 09.12.2011 
(Nds.GVBl. S. 471), hat der 
Rat des Fleckens Bruchhau-
sen-Vilsen in der Sitzung am 
27.06.2012 folgende Satzung 
beschlossen: 
 
 
§ 1 Steuergegenstand 

Gegenstand der Steuer ist das 
Halten von mehr als drei Mo-
nate alten Hunden im Ge-
meindegebiet. Kann das Alter 
eines Hundes nicht nachge-
wiesen werden, so ist davon 
auszugehen, dass der Hund 
mehr als drei Monate alt ist. 
 
 
 
 
 
§2 Steuerpflichtiger 

(1) Steuerpflichtiger ist, wer 
einen Hund in seinem Haus-
halt oder Wirtschaftsbetrieb 
für Zwecke der persönlichen 
Lebensführung aufgenommen 
hat (Halter des Hundes). Als 
Halter des Hundes gilt nicht, 
wer einen Hund nicht länger 
als zwei Monate in Pflege 

Hundesteuersatzung der 

Gemeinde Süstedt vom 
20.10.1989, in der Fassung 
der 2. Änderungssatzung 
vom 15.12.2003 Aufgrund 
des § 6 der Niedersächsi-
schen Gemeindeordnung 
(NGO) vom 22.08.1996 
(Nds. GVBl. S. 382), in der 
zur Zeit gültigen Fasssung, 
hat der Rat der Gemeinde 
Süstedt in seiner Sitzung 
am 15.12.2003 folgende 
Hundesteuersatzung erlas-
sen: 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 1 Steuergegenstand 

Gegenstand der Steuer ist 
das Halten von mehr als 3 
Monate alten Hunden im 
Gemeindegebiet. Kann das 
Alter eines Hundes nicht 
nachgewiesen werden, so 
ist davon auszugehen, daß 
der Hund mehr als 3 Mona-
te alt ist. 
 
 
 
 
§ 2 Steuerpflichtiger 

1. Steuerpflichtiger ist, wer 
einen Hund in seinem 
Haushalt oder Wirtschafts-
betrieb für Zwecke der per-
sönlichen Lebensführung 
aufgenommen hat (Halter 
des Hundes). Als Halter des 
Hundes gilt nicht, wer ei-
nen Hund nicht länger als 

Hundesteuersatzung des 

Fleckens Bruchhausen-

Vilsen 

Aufgrund der §§ 10, 58 Abs. 1 
Nr. 5 und 111 des Niedersäch-
sischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) in 
der Fassung der Bekanntma-
chung vom 17.12.2010 
(Nds.GVBl. S. 576), zuletzt 
geändert durch Art. 1 des Ge-
setzes vom 26.10.2016 
(Nds.GVBl. S. 226) und der 
§§ 1, 2, 3 und 11 des Nieder-
sächsischen Kommunalabga-
bengesetzes (NKAG) in der 
Fassung vom 23.01.2007 
(Nds.GVBl. S. 41), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 17.09.2015 
(Nds.GVBl. S. 186), hat der 
Rat des Fleckens Bruchhau-
sen-Vilsen in der Sitzung am 
14.12.2016 folgende Satzung 
beschlossen: 
 
 
§ 1 Steuergegenstand 

Gegenstand der Steuer ist das 
Halten von mehr als drei Mo-
nate alten Hunden im Ge-
meindegebiet durch eine na-
türliche Person für Zwecke 
der persönlichen Lebensfüh-
rung. Kann das Alter eines 
Hundes nicht nachgewiesen 
werden, so ist davon auszuge-
hen, dass der Hund mehr als 
drei Monate alt ist. 
 
 
§2 Steuerpflichtiger 

(1) Steuerpflichtiger ist, wer 
einen Hund in seinem Haus-
halt oder Wirtschaftsbetrieb 
für Zwecke der persönlichen 
Lebensführung aufgenommen 
hat (Halter des Hundes). Als 
Halter des Hundes gilt nicht, 
wer einen Hund nicht länger 
als zwei Monate in Pflege 



oder Verwahrung genommen 
hat oder zum Anlernen hält. 
 
(2) Alle nach Abs. 1 aufge-
nommenen Hunde gelten als 
von ihren Haltern als gemein-
sam gehalten. Halten mehrere 
Personen gemeinschaftlich 
einen Hund, so sind sie Ge-
samtschuldner. 
 
 
§3 Steuersätze 

(1) Die Steuer beträgt jährlich: 
a) für den ersten Hund 42,00 € 
b) für den zweiten Hund: 
90,00 € 
c) für jeden weiteren Hund: 
120,00 € 
e) für jeden Kampfhund i. S. 
v. Abs. 2 612,00 € 
 
 
(2) „Kampfhunde“ sind solche 
Hunde, bei denen nach ihrer 
besonderen Veranlagung, Er-
ziehung und / oder Charakter-
eigenschaften die erhöhte Ge-
fahr einer Verletzung von Per-
sonen besteht oder von denen 
eine Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit ausgehen kann. 
Kampfhunde im Sinne dieser 
Vorschrift sind insbesondere: 
Bullterrier, Pit-Bull-Terrier, 
Mastino Napolitano, Fila Bra-
sileiro, Bordeaux Dogge, Mas-
tino Expanol, Staffordshire-
Bull-Terrier, Dogo Argentino, 
Römischer Kampfhund, Chi-
nesischer Kampfhund, Bandog 
und Tosa Inu. 
 
 
 
 
 
 
(3) Hunde, die steuerfrei ge-
halten werden dürfen (§ 4), 
werden bei der Anrechnung 

zwei Monate in Pflege oder 
Verwahrung genommen hat 
oder zum Anlernen hält. 
2. Alle nach Abs. 1 aufge-
nommenen Hunde gelten 
als von ihren Haltern als 
gemeinsam gehalten. Hal-
ten mehrere Personen ge-
meinschaftlich einen Hund, 
so sind sie Gesamtschuld-
ner. 
 
§ 3 Steuersätze 

1. Die Steuer beträgt jähr-
lich: 
a) für den ersten Hund 
40,00 Euro 
b) für den zweiten Hund 
75,00 Euro 
c) für jeden weiteren Hund 
100,00 Euro 
d) für jeden Kampfhund 
i.S. v. Abs. 2: 612,00 Euro 
2. Kampfhunde sind solche 
Hunde, bei denen nach ih-
rer besonderen Veranla-
gung. Erziehung und / oder 
Charaktereigenschaften die 
erhöhte Gefahr einer Ver-
letzung von Personen be-
steht oder von denen eine 
Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit ausgehen kann. 
Kampfhunde im Sinne die-
ser Vorschrift sind insbe-
sondere: Bullterrier, Pit-
Bull-Terrier, American 
Staffordshire Terrier, Rott-
weiler, Fila Brasileiro, 
Kaukasischer Owtscharka, 
Mastiff, Mastin Espanol, 
Mastino Napoletano, Ban-
dog,Tosa-Inu, Bullmastiff, 
Dogo Argentino, Dober-
mann sowie Kreuzungen 
mit diesen Hunden. 
 
 
3. Hunde, die steuerfrei 
gehalten werden dürfen 
(§4), werden bei der An-

oder Verwahrung genommen 
hat oder zum Anlernen hält. 
 
(2) Alle nach Abs. 1 aufge-
nommenen Hunde gelten als 
von ihren Haltern als gemein-
sam gehalten. Halten mehrere 
Personen gemeinschaftlich 
einen Hund, so sind sie Ge-
samtschuldner. 
 
 
§3 Steuersätze 

(1) Die Steuer beträgt jährlich: 
a) für den ersten Hund 48,00 € 
b) für den zweiten Hund: 
84,00 € 
c) für jeden weiteren Hund: 
120,00 € 
e) für jeden gefährlichen Hund 
i. S. v. Abs. 2: 612,00 € 
 
 
(2) Gefährliche Hunde nach § 
3 Abs. 1 Buchstabe e) sind: 
a) die nach Bundes- oder Lan-
desgesetz bestimmten; insbe-
sondere nach dem Hundever-
bringungs- und -
einfuhrbeschränkungsgesetz 
(HundVerbEinfG)- in der zur-
zeit gültigen Fassung, be-
stimmten Hunderassen:  
1. American Staffordshire-
Terrier,  
2.Bull-Terrier,  
3.Pit-Bull-Terrier,  
4.Staffordshire-Bull-Terrier  
sowie Kreuzungen mit den 
Hunden der Nummern 1 bis 4. 

 
b) Gefährliche Hunde im Sin-
ne der Satzung sind insbeson-
dere auch diejenigen Hunde, 
die eine gesteigerte Aggressi-
vität aufweisen. Dies ist der 
Fall, wenn der Hund  

 
1.) insbesondere Menschen 
oder Tiere gebissen oder sonst 
eine über das natürliche Maß 



der Anzahl der Hunde nicht 
angesetzt; Hunde, für die die 
Steuer ermäßigt wird (§ 5) 
werden den in voller Höhe 
steuerpflichtigen Hunden als 
erster und ggf. weitere Hunde 
vorangestellt. 
(4) Für Hunde im Sinne des 
Abs. 2, die bis zum 
01.08.2000 angemeldet wur-
den, gelten die 
Steuersätze nach Abs. 1 a) bis 
c). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§4 Steuerfreiheit 

(1) Bei Personen, die sich 
nicht länger als zwei Monate 
im Gemeindegebiet aufhalten, 
ist das Halten derjenigen 
Hunde steuerfrei, die sie bei 
ihrer Ankunft besitzen und 
nachweislich in der Bundesre-
publik versteuern oder steuer-
frei halten. 
(2) Für das Halten von 
1. Diensthunden nach ihrem 
Dienstende; 
2. Hunden, die zum Schutze 
und zur Hilfe hilfloser Perso-
nen unentbehrlich sind; 
3. einem Jagdhund von 
Jagdausübungsberechtigten 
(Jagdpächtern) mit gültigem 
Jagdschein, wenn für den 
Hund eine Jagdeignungsprü-

rechnung der Anzahl der 
Hunde nicht angesetzt; 
Hunde, für die die Steuer 
ermäßigt wird (§ 5), werden 
den in voller Höhe steuer-
pflichtigen Hunden als ers-
ter ggf. weitere Hunde vo-
rangestellt. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 4 Steuerfreiheit 

1. Bei Personen, die sich 
nicht länger als zwei Mona-
te im Gemeindegebiet auf-
halten, ist das Halten derje-
nigen Hunde steuerfrei, die 
sie bei ihrer Ankunft besit-
zen und nachweislich in der 
Bundesrepublik versteuern 
oder steuerfrei halten. 
2. Für das Halten von 
1. Diensthunden nach ih-
rem Dienstende; 
2. Hunden, die zum Schut-
ze und zur Hilfe hilfloser 
Personen unentbehrlich 
sind; 
 
 
 
 

hinausgehende Kampfbereit-
schaft, Angriffslust oder 
Schärfe gezeigt hat 
oder 
2.) auf Angriffslust, auf über 
das natürliche Maß hinausge-
hende Kampfbereitschaft 
oder Schärfe oder auf ein an-
deres in der Wirkung gleich-
stehendes Merkmal gezüchtet, 
ausgebildet oder abgerichtet 
ist und 
3. in den Fällen 1 und 2, die 
Fachbehörde die Gefährlich-
keit des Hundes nach § 7 des 
Niedersächsischen Gesetzes 
über das Halten von Hunden 
(NHundG) festgestellt hat. In 
diesem Fall ist der Hund ab 
dem Ersten des Monats in dem 
die Gefährlichkeit festgestellt 
wird entsprechend § 3 Abs. 1 
Buchstabe e) zu besteuern. 
 
(3) Hunde, die steuerfrei ge-
halten werden dürfen (§ 4), 
werden bei der Anrechnung 
der Anzahl der Hunde nicht 
angesetzt. 
 
§4 Steuerfreiheit 

(1) Bei Personen, die sich 
nicht länger als zwei Monate 
im Gemeindegebiet aufhalten, 
ist das Halten derjenigen 
Hunde steuerfrei, die sie bei 
ihrer Ankunft besitzen und 
nachweislich in der Bundesre-
publik versteuern oder steuer-
frei halten. 
(2) Für das Halten von 
1. Diensthunden staatlicher 
und kommunaler Dienststellen 
und Einrichtungen, deren Un-
terhaltskosten überwiegend 
aus öffentlichen Mitteln be-
stritten werden; 
2. Diensthunden, nach ihrem 
Dienstende; 
3. Hunden, die zum Schutze 
und zur Hilfe blinder, tauber 



fung i. S. d. AB zu Art. 3 Abs. 
3 des Landesjagdgesetzes 
nachgewiesen werden kann; 
4. Sanitäts- oder Rettungshun-
den, die eine Prüfung vor an-
erkannten Leistungsrichtern 
abgelegt haben und die Ver-
wendung als Sanitäts- oder 
Rettungshund bei einer aner-
kannten Sanitäts- oder Zivil-
schutzeinheiten nachgewiesen 
wird; 
5. Hunden, die in Anstalten 
von Tierschutz- oder ähnli-
chen Vereinen vorübergehend 
untergebracht sind und nicht 
auf die Straße gelassen wer-
den;  
 
 
 
 
 
 
 
ist auf Antrag Steuerbefreiung 
zu gewähren. 
 
§ 5 Steuerermäßigungen 

(1) Die Steuer ist auf Antrag 
des Steuerpflichtigen für das 
Halten von einem Hund, der 
zur Bewachung von Gebäuden 
benötigt wird, die vom nächs-
ten bewohnten Gebäude mehr 
als 200 m entfernt liegen, auf 
die Hälfte zu ermäßigen. 
 
(2) Steuerbefreiung oder Steu-
erermäßigung wird vom ersten 
Tag des folgenden Kalender-
monats an gewährt, in dem der 
Antrag der Gemeinde zuge-
gangen ist. 
 
 
 
 
§ 6 Allgemeine Vorausset-

zung für die Steuerermäßi-

gung und die Steuerbefrei-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
ist auf Antrag Steuerbefrei-
ung zu gewähren. 
 

§5 Steuerermäßigung 

1. Die Steuer ist auf Antrag 
des Steuerpflichtigen für 
das Halten von einem 
Hund, der zur Bewachung 
von Gebäuden benötigt 
wird, die vom nächsten 
bewohnten Gebäude mehr 
als 200 m entfernt liegen; 
auf die Hälfte zu ermäßi-
gen. 
2. Steuerbefreiung oder 
Steuerermäßigung wird 
vom ersten Tag des folgen-
den Kalendermonats an 
gewährt, in dem der Antrag 
der Gemeinde zugegangen 
ist. 
 
 
§ 6 gestrichen 

 

 

und sonst hilfloser Personen 
unentbehrlich sind. Sonst hilf-
lose Personen im Sinne dieser 
Satzung sind solche, die einen 
Schwerbehindertenausweis 
mit den Merkzeichen, „B“, 
„aG“ oder „H“ besitzen; 
4. Sanitäts- oder Rettungshun-
den, die eine Prüfung vor an-
erkannten Leistungsrichtern 
abgelegt haben und die Ver-
wendung als Sanitäts- oder 
Rettungshund bei einer aner-
kannten Sanitäts- oder Zivil-
schutzeinheiten nachgewiesen 
wird; 
5. einem Jagdhund von 
Jagdausübungsberechtigten 
(Jagdpächtern) mit gültigem 
Jagdschein, wenn für den 
Hund eine Jagdeignungsprü-
fung i. S. d. AB zu Art. 3 Abs. 
3 des Landesjagdgesetzes 
nachgewiesen werden kann; 
 
ist auf Antrag Steuerbefreiung 
zu gewähren. 
 
 

- entfällt- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 5 Allgemeine Vorausset-

zung für die Steuerbefreiung 

Steuerbefreiung wird nur ge-



ung 

Steuerermäßigung und Steu-
erbefreiung wird nur gewährt, 
wenn 
1. die Hunde für den angege-
benen Verwendungszweck 
hinlänglich geeignet sind 
2. der Halter der Hunde in den 
letzten fünf Jahren nicht we-
gen Tierquälerei bestraft ist, 
3. für die Hunde geeignete, 
den Erfordernissen des Tier-
schutzes entsprechende Un-
terkunftsräume vorhanden 
sind. 
 
 
 
§ 7 Beginn und Ende der 

Steuerpflicht, Anrechnung 

 
(1) Die Steuer wird als Jahres-
steuer festgesetzt und erhoben. 
Steuerjahr ist das Kalender-
jahr. In den Fällen der Absätze 
2 und 3 wird die Steuer antei-
lig erhoben. 
(2) Die Steuerpflicht beginnt 
mir dem ersten Tag des auf 
die Aufnahme nach § 2 Abs. 1 
folgenden Kalendermonats, 
frühestens mir dem ersten Tag 
des folgenden Kalendermo-
nats, in dem der Hund drei 
Monate alt wird. Bei Zuzug 
einer Hundehalte-
rin/Hundehalters in die Ge-
meinde beginnt die Steuer-
pflicht mit dem ersten Tag des 
auf den Zuzug folgenden Ka-
lendermonats. Beginnt das 
Halten eines Hundes oder 
mehrerer Hunde bereits am 
ersten Tag eines Kalendermo-
nats, so beginnt auch die Steu-
erpflicht an diesem Tag. 
 
 
(3) Die Steuerpflicht endet mit 
Ablauf des Monats, in dem 
der Hund abgeschafft wird, 

§ 7 gestrichen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 8 Beginn und Ende der 

Steuerpflicht, Anrech-

nung 

1. Die Steuer wird als Jah-
ressteuer festgesetzt und 
erhoben. Steuerjahr ist das 
Kalenderjahr. In den Fällen 
der Absätze 2 und 3 wird 
die Steuer anteilig erhoben. 
2. Die Steuerpflicht entsteht 
und beginnt mit dem ersten 
Tag des auf die Aufnahme 
nach § 2 Abs. 1 folgenden 
Kalendermonats, frühestens 
mit dem ersten Tag des 
folgenden Kalendermonats, 
in dem der Hund drei Mo-
nate alt wird. Bei Zuzug 
einer Hundehalterin / Hun-
dehalters in die Gemeinde 
beginnt die Steuerpflicht 
mit dem ersten Tag des auf 
den Zuzug folgenden Ka-
lendermonats. Beginnt das 
Halten eines Hundes oder 
mehrerer Hunde bereits am 
ersten Tag eines Kalender-
monats, so beginnt auch die 
Steuerpflicht an diesem 
Tag. 
3. Die Steuerpflicht endet 
mit Ablauf des Monats, in 
dem der Hund abgeschafft 

währt, wenn 
1. die Hunde für den angege-
benen Verwendungszweck 
hinlänglich geeignet sind, ge-
gebenenfalls ist die Geeignet-
heit durch eine Prüfbescheini-
gung nachzuweisen, 
2. der Halter der Hunde in den 
letzten fünf Jahren nicht we-
gen Tierquälerei bestraft ist 
und 
3. für die Hunde geeignete, 
den Erfordernissen des Tier-
schutzes entsprechende Un-
terkunftsräume vorhanden 
sind. 
 
 
§ 6 Beginn und Ende der 

Steuerpflicht, Anrechnung 

 
 (1) Die Steuerpflicht beginnt 
mit dem ersten Tag des auf die 
Aufnahme nach § 2 Abs. 1 
folgenden Kalendermonats, 
frühestens mit dem ersten Tag 
des folgenden Kalendermo-
nats, in dem der Hund drei 
Monate alt wird. Bei Zuzug 
einer Hundehalte-
rin/Hundehalters in die Ge-
meinde beginnt die Steuer-
pflicht mit dem ersten Tag des 
auf den Zuzug folgenden Ka-
lendermonats. Beginnt das 
Halten eines Hundes oder 
mehrerer Hunde bereits am 
ersten Tag eines Kalendermo-
nats, so beginnt auch die Steu-
erpflicht an diesem Tag. 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Steuerpflicht endet mit 
Ablauf des Monats, in dem 
der Hund abgeschafft wird, 



abhanden kommt, eingeht 
oder der Halter verzieht. 
 
 
§ 8 Fälligkeit der Steuer 

(1) Die Steuer wird in viertel-
jährlichen Teilbeträgen zum 
15.02., 15.05., 15.08. und 
15.11. jeden Jahres fällig. Bei 
erstmaliger Heranziehung ist 
ein nach § 7 Abs. 1 Satz 3 
festgesetzter Teilbetrag inner-
halb eines Monats nach der 
Bekanntgabe des Heranzie-
hungsbescheides fällig. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Bei Steuerpflichtigen, die 
keine weiteren Gemeindeab-
gaben zu zahlen haben, wird 
die Fälligkeit der Jahressteuer 
auf den 01.07. eines jeden 
Jahres festgelegt. 
 
(3) Der Steuerbescheid wird 
gem. § 13 Abs. 1 NKAG mit 
anderen Heranziehungsbe-
scheiden der Gemeinde zu-
sammengefasst erteilt. 
 

 

§ 9 Meldepflichten 

(1) Wer einen Hund anschafft 
oder mit einem Hund zuzieht, 
hat ihn binnen 14 Tagen bei 
der Gemeinde anzumelden. 
Dabei ist die Rasse des Hun-
des anzugeben. Neugeborene 
Hunde gelten mit Ablauf des 
dritten Monats nach der Ge-
burt als angeschafft. Die An-

wird, abhanden kommt, 
eingeht oder der Halter 
wegzieht. 
 
§ 9 Fälligkeit der Steuer 

1. Die Steuer wird in vier-
teljährlichen Teilbeträgen 
zum 15.02., 15.05., 15.08., 
15.11. jeden Jahres fällig. 
Bei erstmaliger Heranzie-
hung ist ein nach § 8 Abs. 1 
Satz 3 festgesetzter Teilbe-
trag innerhalb eines Monats 
nach der Bekanntgabe des 
Heranziehungsbescheides 
fällig. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. Bei Steuerpflichtigen, die 
keine weiteren Gemeinde-
abgaben zu zahlen haben, 
wird die Fälligkeit der 
Jahressteuer auf den 01.07. 
eines jeden Jahres festge-
legt. 
3. Der Steuerbescheid wird 
gem. § 13 Abs. 1 NKAG 
mit anderen Heranzie-
hungsbescheiden der Ge-
meinde zusammengefasst 
erteilt. 
 
§ 10 Meldepflichten 

1. Wer einen Hund an-
schafft oder mit einem 
Hund zuzieht, hat ihn bin-
nen 14 Tagen bei der Ge-
meinde anzumelden. Dabei 
ist die Rasse des Hunde 
anzugeben. Neugeborene 
Hunde gelten mit Ablauf 
des dritten Monats nach der 

abhanden kommt, eingeht 
oder der Halter verzieht. 
 
 
§ 7 Fälligkeit der Steuer 

(1) Die Steuer wird als Jahres-
steuer festgesetzt und erhoben. 
Erhebungszeitraum (Steuer-
jahr) ist das Kalenderjahr. In 
Fällen des § 6 Abs. 1 entsteht 
die Steuerschuld mit Beginn 
der Steuerpflicht. Beginnt 
oder endet die Steuerpflicht (§ 
6) im Laufe des Erhebungs-
zeitraumes, wird die Jahres-
steuer anteilig erhoben. 
(2) Die Steuer wird in viertel-
jährlichen Teilbeträgen zum 
15.02., 15.05., 15.08. und 
15.11. jeden Jahres fällig. Bei 
erstmaliger Heranziehung ist 
ein nach Abs. 1 S. 3 festge-
setzter Teilbetrag innerhalb 
eines Monats nach der Be-
kanntgabe des Heranzie-
hungsbescheides fällig. 
 
(3) Bei Steuerpflichtigen, die 
keine weiteren Gemeindeab-
gaben zu zahlen haben, wird 
die Fälligkeit der Jahressteuer 
auf den 01.07. eines jeden 
Jahres festgelegt. 
 
(4) Der Steuerbescheid wird 
gem. § 13 Abs. 1 NKAG mit 
anderen Heranziehungsbe-
scheiden der Gemeinde zu-
sammengefasst erteilt. 
 
 
§ 8 Meldepflichten 

(1) Wer einen Hund anschafft 
oder mit einem Hund zuzieht, 
hat diesen binnen 14 Tagen 
bei der Gemeinde anzumel-
den. Dabei ist die Rasse des 
Hundes anzugeben. Neugebo-
rene Hunde gelten mit Ablauf 
des dritten Monats nach der 
Geburt als angeschafft. Die 



meldefrist beginnt im Falle 
des § 2 Abs. 1 Satz 2 nach 
Ablauf des zweiten Monats. 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Der bisherige Halter eines 
Hundes hat den Hund inner-
halb von 14 Tagen abzumel-
den. Im Falle der Veräußerung 
des Hundes sind bei der Ab-
meldung Name und Wohnung 
des Erwerbers anzugeben. 
 
(3) Fallen die Voraussetzun-
gen für eine Steuerermäßigung 
oder eine Steuerbefreiung fort, 
so hat der Hundehalter das 
binnen 14 Tagen anzuzeigen. 
 
(4) Wer einen Hund oder meh-
rere Hunde nach § 2 Abs. 1 
aufgenommen hat, ist ver-
pflichtet, der Gemeinde die 
zur Feststellung eines für die 
Besteuerung erheblichen 
Sachverhaltes erforderlichen 
Auskünfte wahrheitsgemäß zu 
erteilen. Wenn die Sachver-
haltsaufklärung durch die Be-
teiligten nicht zum Ziele führt 
oder keinen Erfolg verspricht, 
sind auch Grundstückseigen-
tümer, Mieter oder Pächter 
verpflichtet, der Gemeinde auf 
Nachfrage über die auf dem 
Grundstück oder im Haushalt 
gehaltenen Hunde und deren 
Halter Auskunft zu erteilen (§ 
11 Abs. 1 Nr. 3a NKAG i. V. 
m. § 93 AO). 
 
 
 
(5) Bei der Durchführung von 
Hundebestandsaufnahmen 

Geburt als angeschafft. Die 
Anmeldefrist beginnt im 
Falle des § 2 Abs.1 Satz 2 
nach Ablauf des zweiten 
Monats. 
 
 
 
 
 
 
2. Der bisherige Halter ei-
nes Hundes hat den Hund 
innerhalb von 14 Tagen 
abzumelden. Im Falle der 
Veräußerung des Hundes 
sind bei der Abmeldung 
Name und Wohnung des 
Erwerbers anzugeben. 
3. Fallen die Voraussetzun-
gen für eine Steuerermäßi-
gung oder einer Steuerbe-
freiung fort, so hat der 
Hundehalter das binnen 14 
Tagen anzuzeigen. 
4. Wer einen oder mehrere 
Hunde nach § 2 Abs. 1 auf-
genommen hat, ist ver-
pflichtet, der Gemeinde die 
zur Feststellung eines für 
die Besteuerung erhebli-
chen Sachverhaltes erfor-
derlichen Auskünfte wahr-
heitsgemäß zu erteilen. 
Wenn die Sachverhaltsauf-
klärung durch die Beteilig-
ten nicht zum Ziele führt 
oder keinen Erfolg ver-
spricht, sind auch Grund-
stückseigentümer, Mieter 
oder Pächter verpflichtet, 
der Gemeinde auf Nachfra-
ge über die auf dem Grund-
stück, im Haushalt, Betrieb, 
Institution oder Organisati-
on gehaltenen Hunde und 
deren Halter Auskunft zu 
erteilen (§ 93 AO i.V.m. § 
11 Abs.1 Nr. 3a NKAG). 
5. Bei der Durchführung 
von Hundebestandsauf-

Anmeldefrist beginnt im Falle 
des § 2 Abs. 1 Satz 2 nach 
Ablauf des zweiten Monats. 
 
(2) Stellt sich heraus, dass ein 
Hund als gefährlicher Hund 
im Sinne von § 3 Abs. 2 und 3 
anzusehen ist, hat der Halter 
dies unverzüglich bei der Ge-
meinde anzuzeigen. 
 
(3) Der bisherige Halter eines 
Hundes hat den Hund inner-
halb von 14 Tagen abzumel-
den. Im Falle der Veräußerung 
des Hundes sind bei der Ab-
meldung Name und Wohnung 
des Erwerbers anzugeben. 
 
(4) Fallen die Voraussetzun-
gen für eine Steuerermäßigung 
oder eine Steuerbefreiung fort, 
so hat der Hundehalter das 
binnen 14 Tagen anzuzeigen. 
 
(5) Wer einen Hund oder meh-
rere Hunde nach § 2 Abs. 1 
aufgenommen hat, ist ver-
pflichtet, der Gemeinde die 
zur Feststellung eines für die 
Besteuerung erheblichen 
Sachverhaltes erforderlichen 
Auskünfte wahrheitsgemäß zu 
erteilen. Wenn die Sachver-
haltsaufklärung durch die Be-
teiligten nicht zum Ziele führt 
oder keinen Erfolg verspricht, 
sind auch Grundstückseigen-
tümer, Mieter oder Pächter 
verpflichtet, der Gemeinde auf 
Nachfrage über die auf dem 
Grundstück oder im Haushalt 
gehaltenen Hunde und deren 
Halter Auskunft zu erteilen (§ 
11 Abs. 1 Nr. 3a NKAG i. V. 
m. § 93 AO). 
 
 
 
(5) Bei der Durchführung von 
Hundebestandsaufnahmen 



sind die Grundstückseigentü-
mer oder ihre Stellvertreter 
und die Haushalts- (Betriebs-) 
Vorstände zur wahrheitsge-
mäßen Ausfüllung der ihnen 
von der Gemeinde übersand-
ten Erklärungen innerhalb der 
vorgeschriebenen Frist ver-
pflichtet. Durch diese Eintra-
gung wird die Verpflichtung 
zur An- und Abmeldung der 
Hunde (Abs. 1 bis 3) nicht 
berührt.  
 
(6) Nach der Anmeldung wer-
den Hundesteuermarken aus-
gegeben, die bei der Abmel-
dung des Hundes wieder ab-
gegeben werden müssen. Der 
Hundehalter darf Hunde au-
ßerhalb seiner Wohnung oder 
seines umfriedeten Grundbe-
sitzes nur mit der Hundesteu-
ermarke umherlaufen lassen. 
 

 

 

§ 10 Ordnungswidrigkeiten 

Zuwiderhandlungen gegen § 
10 sind Ordnungswidrigkeiten 
nach § 18 Abs. 2 des Nieder-
sächsischen Kommunalabga-
bengesetzes. 
 

 

 

 

 

§ 11 

Inkrafttreten 

Die Satzung tritt am 01. Janu-
ar 2013 in Kraft. Bruchhau-
sen-Vilsen, den 28.06.2012 
Der Gemeindedirektor 
Horst Wiesch 

nahmen sind die Grund-
stückseigentümer oder ihre 
Stellvertreter und die Haus-
halts- (Betriebs-) Vorstände 
zur wahrheitsgemäßen Aus-
füllung der ihnen von der 
Gemeinde übersandten Er-
klärungen innerhalb der 
vorgeschriebenen Frist ver-
pflichtet. Durch diese Ein-
tragung wird die Verpflich-
tung zur An- und Abmel-
dung der Hunde (Abs. 1 bis 
3) nicht berührt. 
6. Nach der Anmeldung 
werden Hundesteuermarken 
ausgegeben, die bei der 
Abmeldung des Hundes 
wieder ausgegeben werden 
müssen. Der Hundehalter 
darf Hunde außerhalb sei-
ner Wohnung oder seines 
umfriedeten Grundbesitzes 
nur mit der Hundesteuer-
marke umherlaufen lassen. 
§ 11 gestrichen 

 

§ 12 Ordnungswidrigkei-

ten 

Zuwiderhandlungen gegen 
§ 10 sind Ordnungswidrig-
keiten nach § 18 Abs. 2 Nr. 
2 des Niedersächsischen 
Kommunalabgabengeset-
zes. 
 
 
 
§ 13 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 
01.01.2004 in Kraft. 
Bruchhausen-Vilsen, den 
15.12. 2003 
Der Gemeindedirektor 
(Horst Wiesch) 

sind die Grundstückseigentü-
mer oder ihre Stellvertreter 
und die Haushalts- (Betriebs-) 
Vorstände zur wahrheitsge-
mäßen Ausfüllung der ihnen 
von der Gemeinde übersand-
ten Erklärungen innerhalb der 
vorgeschriebenen Frist ver-
pflichtet. Durch diese Eintra-
gung wird die Verpflichtung 
zur An- und Abmeldung der 
Hunde (Abs. 1 bis 3) nicht 
berührt.  
 
(6) Nach der Anmeldung wer-
den Hundesteuermarken aus-
gegeben, die bei der Abmel-
dung des Hundes wieder ab-
gegeben werden müssen. Der 
Hundehalter darf Hunde au-
ßerhalb seiner Wohnung oder 
seines umfriedeten Grundbe-
sitzes nur mit der Hundesteu-
ermarke umherlaufen lassen. 
 
 
 
§ 9 Ordnungswidrigkeiten 

Zuwiderhandlungen gegen § 9 
sind Ordnungswidrigkeiten 
nach § 18 Abs. 2 des Nieder-
sächsischen Kommunalabga-
bengesetzes und können mit 
einem Bußgeld bis zu einer 
Höhe von 10.000 € bestraft 
werden. 
 
 
§ 10 

Inkrafttreten 

Die Satzung tritt am 01. Janu-
ar 2017 in Kraft.  
Bruchhausen-Vilsen, den 
30.12.2016 
Der Gemeindedirektor 
Bernd Bormann 

 


